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Im Jänner 2020 haben ein paar Hundert AktivistInnen in Wien mit LINKS eine neue Partei
gegründet. Ein bisschen mehr als ein Jahr später steht die zweite AktivistInnenkonferenz an, die auf
den anständigen Erfolgen bei der Wienwahl aufbauen und eine Strategie für die nächsten Jahre
finden muss.

Diese Konsolidierungskonferenz findet in der tiefsten Wirtschaftskrise nach dem Zweiten Weltkrieg,
im Angesicht einer globalen Pandemie, drohender Massenentlassungen und einer grünlackierten
BürgerInnenblockregierung statt. Das sind wahrscheinlich mehr Herausforderungen, als sich die
meisten AktivistInnen erwartet haben, als sie sich für einen Wahlantritt zusammengetan haben.
Aber als größte Kraft links von SPÖ und Grünen hat LINKS die politische Verantwortung, sich in den
kommenden Kämpfen klar zu positionieren.

Das bedeutet, dass LINKS zu einer klassenkämpferischen Partei werden, also in den kommenden
Kämpfen kompromisslos die Seite der Ausgebeuteten gegen die AusbeuterInnen ergreifen, und wo
es möglich ist, mit ihnen kämpfen und gewinnen muss. Das bedeutet konkret, die politischen
Widersprüche zu verstehen und selbst zuzuspitzen. Es reicht nicht zu warten, bis Kämpfe
aufkommen, die man unterstützt. Es bedeutet auch konkret, sich die Verankerung unter
ArbeiterInnen, unterdrückten und marginalisierten Communities zum Ziel zu setzen – diese Fragen
mitzudenken, reicht nicht aus. Die Mehrheit der ArbeiterInnenklasse ist von sexistischer,
rassistischer, LGBTIQ-feindlicher und anderer sozialer Unterdrückung betroffen. Die Kämpfe
dagegen sind ein untrennbarer Teil des Klassenkampfes, den LINKS bewusst führen muss.

Außerdem muss die Organisation aufgebaut und gestärkt werden. Transparente demokratische
Strukturen und systematische Wissensweitergabe sind wichtige Aufgaben, wenn wir den
kommenden Herausforderungen gewachsen sein wollen. Die AktivistInnen, die LINKS gegründet
haben, kommen aus verschiedensten kleineren politischen Strukturen, die Mehrheit aus Kampagnen
und Bündnissen, die sich mit einem Thema (zum Beispiel Solidarität mit Geflüchteten oder
Klimaschutz) beschäftigt hatten. Dass sie entschieden haben, eine Organisation aufzubauen, die
diese Themen zusammenführt und um die Macht kämpft, statt bloß Forderungen aufzustellen, ist ein
großer Schritt nach vorne. Deshalb besteht eine mindestens genauso große politische
Verantwortung darin, diese Partei möglichst als revolutionäre aufzubauen.

Worauf bauen wir auf?

Die Gründungsversammlung von LINKS hatte sich auf eine praktische Aufgabe geeinigt: den Antritt
zu Wienwahl. Gleichzeitig gab es natürlich auch einen politischen Grundkonsens, vor allem klar links
von Grünen und SPÖ zu stehen („Wählen ohne Bauchweh“), den Kapitalismus entweder sehr kritisch
zu sehen oder abzulehnen, marginalisierte Personen gezielt ansprechen und sichtbar machen, die
Klimakrise ernsthaft angehen zu wollen.

Mit dem Antritt zur Wienwahl (und recht anständigen 20.000 Stimmen) wurde die gemeinsame
praktische Zielsetzung erreicht. Auch deshalb waren Vorbereitung und Durchführung des
Wahlkampfes die Zeit, die LINKS politisch geprägt und geschärft hat. Das gilt für das Programm,
das in Aspekten klar antikapitalistisch (aber in anderen eher reformistisch) ist, für den Fokus auf
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Enteignungen, aber auch die Forderung, dass Wien alle Geflüchteten aus Moria die Aufnahme
anbieten soll.

Gleichzeitig war das kein antikapitalistischer Wahlkampf. Es fand zwar eine öffentliche und
inhaltliche Verschiebung von kapitalismuskritischem in Richtung antikapitalistischem
„Grundkonsens“ statt. Aber schon der Kapitalismus selbst wurde nur selten direkt angesprochen.
Die Frage, wodurch wir ihn ersetzen möchten, und auch, wer so eine Überwindung überhaupt
durchführen kann, blieb weitgehend undiskutiert. Eine antikapitalistische Partei muss nicht wie eine
kaputte Schallplatte alle zwei Minuten die Worte Kapitalismus und Klassenkampf abspulen. Aber sie
muss nach innen und außen klarmachen, dass sie den Kapitalismus überwinden und den Sozialismus
aufbauen will, und sich dafür auf die gesellschaftliche Mehrheit der ArbeiterInnenklasse (in allen
ihren Facetten von Geschlecht, Rassismuserfahrungen und sozialem Ausschluss) stützen. Auch wenn
das organisationsintern geklärt wäre und nur nach außen in anderen Worten kommuniziert würde
(und eindeutig geklärt ist das in LINKS nicht) wird es sehr schwierig, Antikapitalismus und
Klassenkampf umzusetzen, wenn man es den eigenen potentiellen MitstreiterInnen und WählerInnen
nicht offen sagt.

Die Zeit nach dem Wahlkampf war für LINKS eine Phase der Konsolidierung. Das war zu erwarten.
Trotzdem ist die Partei seit der Wahl deutlich gewachsen und hat inhaltlich wichtige Diskussionen
geführt. Es ist weitgehend gelungen, den Wahlerfolg zu nutzen, um eine Organisation aufzubauen,
die weiter vor allem außerparlamentarisch arbeiten soll – ein wirklich wichtiger Schritt.

Die politische Debatte und die aktive Teilnahme an klassenkämpferischen (beispielsweise MAN-
Streik), antirassistischen (Proteste gegen Abschiebungen, Gedenken an Opfer rassistischer Gewalt)
und antisexistischen Bewegungen haben eine Konferenz möglich gemacht, die die Partei nach vorne
bringen wird.

Dabei gibt es wenig Potential für große Umbrüche. Das ist gut für die Stabilität der Partei, bedeutet
aber auch nicht, dass man die Probleme von LINKS „in einem Aufwasch“ erledigen kann. Das wäre
eh eine Illusion, bedeutet aber, dass die Herausforderungen über das nächste Jahr geduldig und
stetig bearbeitet werden müssen. Nur weil es keinen Anlass für einen großen Bruch gibt, heißt das
nicht, dass LINKS bestehen bleibt, wenn alles so weitergeht wie jetzt.

Klassenkampf

Weil es eine neue linke Partei braucht, ist LINKS zu den Gemeinderatswahlen in Wien angetreten
und hat immerhin fast 20.000 Stimmen eingesammelt. Das ist das beste Ergebnis einer Liste links
von SPÖ und Grünen seit 1974. Aber die Existenzberechtigung einer Partei zeigt sich dann, wenn sie
es schafft, in den politischen Auseinandersetzungen einen Unterschied zu machen. Eine Partei, die
es „eigentlich bräuchte“, braucht niemand.

Wer braucht eine neue linke Partei? Alle, die im Kapitalismus den Kürzeren gezogen haben, auf
deren Ausbeutung und Unterdrückung die Profite der Herrschenden aufbauen. Das ist die
ArbeiterInnenklasse, von denen die Mehrheit gleichzeitig rassistisch, sexistisch, LGBTIQ-feindlich
oder sonst wie sozial unterdrückt wird. Dazu gehören auch Erwerbslose und unbezahlte
SorgearbeiterInnen, ohne die die Ausbeutung der LohnarbeiterInnen gar nicht möglich wäre.

Auf die alle kommen jetzt unfassbare Angriffe der KapitalistInnen und der Regierung zu. Die
UnternehmerInnen werden durch Massenentlassungen und weitere Prekarisierung versuchen, ihre
Profite durch die Krise zu retten. Die BürgerInnenblockregierung wird alles daransetzen, die Kosten
der Krisenbekämpfung auf uns abzuwälzen: durch Sozialabbau, Privatisierungen und
Steuererhöhungen. LINKS muss es schaffen, in diesen Auseinandersetzungen immer auf der Seite



der Unterdrückten zu stehen, die politischen Widersprüche geschickt zuzuspitzen und in den
gemeinsamen Kämpfen einen echten Unterschied zu machen. LINKS muss diese Kämpfe als
Klassenkämpfe führen und gewinnen.

Dafür muss sich LINKS in der ArbeiterInnenklasse verankern, in den Grätzln wo sie lebt, an den
Arbeitsplätzen, wo sie ausgebeutet wird, und in den Gewerkschaften, wo sie aktiv ist. Das ist im
letzten Jahr nur in kleinen Ansätzen gelungen und auch nicht systematisch angegangen worden.

Wo sich ArbeiterInnen bewusst als ArbeiterInnen politisch organisieren, ist ihre Führung heute
reformistisch. Die Sozialdemokratie verspricht maximal kleine Verbesserungen, in der Regel sogar
nur langsamere Verschlechterungen angesichts bürgerlicher Angriffe. Trotzdem dominiert sie die
ArbeiterInnenbewegung organisatorisch und ideologisch.

Wir müssen LINKS als antikapitalistische ArbeiterInnenpartei aufbauen und die Dominanz der
ReformistInnen brechen. Dazu reicht es nicht aus, ihre Politik zu kritisieren, und erst recht nicht, sie
zu ignorieren und zu versuchen, daneben stark zu werden. Wo es geht, müssen wir in gemeinsamen
Kämpfen (wie zum Beispiel bei den Protesten gegen Abschiebungen Ende Jänner) beweisen, dass wir
die besseren politischen Antworten haben, und auch offen Kritik üben (was LINKS-RednerInnen auf
denselben Protesten gemacht haben). Das gilt auch für die Gewerkschaften, wo sich ArbeiterInnen
dauerhaft organisieren, und Kampagnen mit Basisstrukturen.

Parteiaufbau

Auch der Aufbau von stabilen Strukturen und Verankerung, demokratischen Strukturen innerhalb
der Organisation, Arbeitsabläufen und Bildungsarbeit ist eine politische Verantwortung. Die
Gründung von LINKS war ein entscheidender Bruch mit der Arbeit vieler linker AktivistInnen in
Wien, besonders von denen, die sich an der Versammlung beteiligten: Sie war ein gemeinsames
Anerkennen, dass es für nachhaltige politische Arbeit eine Partei braucht.

Statt in klugen und oft radikalen Kampagnen die Mächtigen unter Druck zu setzen, einzelne
Forderungen zu erfüllen, versucht eine linke Partei, diese Macht selbst zu erobern (oder durch
Verankerung aufzubauen). Statt sich gezielt auf einzelne Themen zu konzentrieren (und die
gegebenenfalls mit anderen Fragen „zusammenzudenken“) geht man sie gleichzeitig mit ihrer
gemeinsamen Ursache an. Außerdem sind Parteien (zumindest theoretisch) nachhaltiger: Eine
erfolgreiche Kampagne löst sich auf, eine erfolgreiche Partei bleibt bestehen. Dass die Wiener Linke
viele nie aufgelöste Kampagnenbündnisse und viele aufgelöste Parteiprojekte kennt, spricht für sich.

Auf der Gründungsversammlung hieß es: „Weil es eine neue linke Partei braucht“. Das ist richtig:
Die sich zuspitzenden Widersprüche des Kapitalismus im 21. Jahrhundert, Klimakrise, Kriegsgefahr
und Ausbeutung lassen sich nur mit einer (internationalen) revolutionären Partei lösen. 2008 hat der
Arbeiter*innenstandpunkt nicht ohne Pathos auf sein Aktionsprogramm geschrieben: „Kein
Sozialismus ohne Partei“ (das Programm wurde als kleines rotes Büchlein gedruckt). Deshalb ist es
dringend notwendig, dass diese Partei auch funktioniert, wächst und ihre Mitglieder stärkere
AktivistInnen werden.

Dazu gehört auch ein Ausbau der innerparteilichen Demokratie. Das bedeutet ein transparentes
Funktionieren der Leitungs- und Arbeitsstrukturen, dass für alle Mitglieder verständlich und
zugänglich berichtet wird, und klare Ansprechpersonen. Aber es bedeutet auch eine Stärkung der
AktivistInnen, die diese demokratischen Prozesse füllen. Die müssen das Selbstvertrauen und die
Fähigkeiten bekommen, über die Strategie zu bestimmen, und dabei das doch recht große Ganze im
Auge behalten können. Dafür braucht es eine systematische Bildungsarbeit, Austausch und
Wissensweitergabe, aber auch Räume für eigene Entscheidungen und Kampagnen in den Bezirks-



und Interessensgruppen die weiter ausgebaut werden sollten.

Wie weiter?

Die LINKS-AktivistInnenkonferenz 2021 wird die Weichen für die Arbeit der nächsten Jahre stellen.
Die Partei ist stabil und wächst. Sie wird sich auf eine inhaltliche Kampagne einigen, um die sich die
Organisationsarbeit ähnlich gruppieren kann wie um den Wahlkampf. Ein erster Gradmesser wird
sein, ob die Kampagnenauswahl den politischen Herausforderungen der tiefsten Krise seit 1945
entspricht und auch, ob es der erfolgreich abgestimmten Kampagne gelingt, auf dem jeweiligen
Gebiet die Widersprüche klassenkämpferisch zuzuspitzen.

Eine weitere entscheidende Frage wird sein, ob das neu gewählte Koordinationsteam an der
weitgehend erfolgreichen Arbeit seiner VorgängerInnen anschließen, aber mehr politische
Herangehensweisen aus der Mitgliedschaft abbilden kann. LINKS ist keine sehr zentralistische
Organisation und hat keine herausgebildete Bürokratie. Eine Koordination, die in der Basis
verankert und ihr auch rechenschaftspflichtig ist, kann das auch weiter verhindern.

LINKS ist auch eine sehr dynamische Partei, in der die Kampagnen und Aktionsvorschläge mit
Initiativen der Mitgliedschaft gefüllt werden. Wenn wir es schaffen, die Bezirks- und
Interessensgruppen so aufzubauen, dass sie radikale Positionen in verständliche Aktionen umsetzen
können, ist LINKS gut gerüstet, im Katastrophenjahr 2021 die Partei in Wien zu werden, die es
gebraucht hat.


